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Befürworter, weıl be1 der selbständı- tion wollen. Sollte das Gesetz mußte. So haben enn auch die
SCH soz1ıalen Indikation eın erganzen- abgelehnt werden, 1Sst mıt ernsthaften Christlichdemokratische Volksparteıi,
der Bericht ber dıe soz1ıalen Verhält- christliche Gewerkschatten un:! nebenVorstößen rechnen, die Zuständıg-
nısse der Schwangeren einzuholen ISt, eıt ZU!r: Regelung der Stratbarkeit des anderen Verbänden auch der Schwei-
während beı der geltenden Gesetzge- Schwangerschaftsabbruches den Kan- zerische Katholische Frauenbund fa-
bung in einzelnen Kantonen die medi- übertragen, wonach iın Velr- milıen- un! sozialpolıtıische Forde-
zınısche Indikation auch beı sozıalen schıiedenen Kantonen Sanz sıcher die TuNsch angemeldet. Und erklärte
Notlagen, und ZW alr ohne Soz1ıalbe- Fristenregelung eingeführt wurde. auch Bischof Pıerre Mamıe als Präsı-

dent der Bischofskonterenz, dıe Bı-riıcht, heute schon erhalten ist; Besonnene Befürworter w1e Gegner
Gegner, weıl einzelne Gruppen nıcht stımmen aber darın übereın, da{f der schöte würden weıterhın mıiıt allen
1Ur ine Indikationenregelung, SOI1- Schutz des menschlıichen, gerade auch sammenarbeıten, den rechtlichen

Schutz VO ınd un Mutter VCI-dern ıne möglıchst restriktive Rege- des vorgeburtlichen menschlichen 12
lung bıs zurück auf dıe Vitalindika- bens ım sozı1alen Bereich einsetzen bessern. W.-SD

Gesellschaftliche Entvvicklungen
Entwicklungspolitik und Menschenrechte
Zur politischen Sicherung der Fxistenz- und Entfaltungsrechte ın der Dritten Welt

Auf dem entwicklungspolitischen Forum der SPD DO chiavellismus, sondern eben Einsicht iın dıe Tatsache, da
1D September 1977 hielt Ynst-Otto Czempiel, Professor Polıitik ZW al 1m Reıich der Normen konzıpiert, aber 1mM
für ınternationale Politik der Unwversität Frankfurt, ım Raum der Gesellschaft durchgesetzt werden mMuUu Der p-
Auftrag der entwicklungspolitischen Fachgremien beider lıtısche Fortschritt, ob christlich oder sozi1aldemokratisch
Kırchen Czempiel ıst Mitglied der wissenschaftlichen motivıert, mu sıch ıne Interessenkoalıition suchen, miıt
Kommuassıon ım Katholischen Arbeitskreis für Entwick- deren Hılte CTr sıch verwirkliıchen annn Gegebenenfalls

mu diese Koalıtion erst herstellen. Dıie hohe Kunst derIung UN Frieden dem Tiıtel ‚„Interessensicherung
UN Menschenrechte Voraussetzungen für eine glaub- Polıitik besteht darın, die Interessen den Idealen dienstbar
würdige Entwicklungspolitik““ eın Grundsatzreferat über machen eıne schwiıerige un vielfach gebrochene Be-
den Zusammenhang VDonNn Menschenrechten UuN Entwick- zıehung, VO der auch die Ideale beeinträchtigt werden.
lungspolitik. Dıieses, 701€ e$ scheint, hbısher 161 wenıg Andererseıts 1St die einzıge Beziehung, die ın dieser Welt
diskutierte Thema dürfte über den unmuittelbaren Anlaß Erfolg verspricht.
hınaus Bedeutung haben Mıt Genehmigung VDOoN Professor
Czempiel drucken 01 das Referat deshalb ım Wortlautab ber die Ideale besteht eigentlich Konsens. Solidarıtät

lautet das Schlüsselwort des Godesberger Programms tfür
die Entwicklungspolitik. „„Sozı1ale Gerechtigkeıit‘“ ordertEntwicklungspolitik un: Menschenrechte teiılen das SC

meınsame Schicksal, in der Rhetorik eine größere Rolle die gemeinsame Konterenz der Kırchen tür Entwick-
spielen als iın der Realıtät. Wäre anders, würde lungsfragen als Beziehungsstruktur zwıischen ord un:

dıe Kluftft zwıschen un reichen Ländern nıcht 1 - Suüud Dıie gemeinsame Synode der katholischen Bıstümer
INeEeT größer un: das Recht des Menschen gegenüber dem ın der Bundesrepublik definiert als das 7Zie] eıne „ge'
Staat nıcht ımmer kleiner. Verantwortlich für diese NCSAa- rechtere Weltgesellschaft“‘, „1N der die Kluft zwischen

Arm un!: Reich aufgehoben wırd un die ınneren sSOWl1et1ve Entwicklung sınd die Interessen: dıe wirtschaftlichen
un: dıe polıtıschen. Dıies often anzusprechen, 1st das Ver- dıe aufßeren Ursachen sozıaler Ungerechtigkeıit un: pCI-
dienst des Themas, das mIır gestellt worden I1St Entwick- sönlıcher Erniedrigungen überwunden werden‘‘. In dem

Memorandum der gemeiınsamen Konterenz der Kırchenlungspolıtık, dıe glaubwürdıg seın wıll, mMu also Men-
schenrechte un: Interessensicherungen mıteinander iın für Entwicklungsfragen UNCTAD I  9 das der Bun-
Übereinstimmung bringen. Welche Interessen hat aber die desregierung zugeleitet worden ISt; ISt das Ziel der soz1ıalen

Gerechtigkeit sehr detailliert ın Vorschläge ZUr Lösung derBundesrepublık un haben die westlichen Industriestaa-
ten allgemeın den Menschenrechten 1n der Drıitten wichtigsten Einzelprobleme des Nord-5üd—Konfliktes
Welt? Die rage stellen verrat keinen blanken Ma- übersetzt worden.
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Wıe aber steht CS die Realisierung, w1e€e dıe nteres- Entfaltung der Fxıstenz hiıngegen annn nıcht unıversal,
SCIHI1, auf die diese Ziele angewlesen sind? Diese Frage mMu sondern 11UI gegenüber dem gelten, der eLtWwWAaSs seınerVer-

genauer gestellt werden. Um welche Interessen han- wirklichung beitragen kann. Existenzentfaltung 1st eın
delt CS sich und essen Interessen? W as sınd, bei- Recht, das ın dem aße beansprucht werden kann, In dem
spielsweıse, die Interessen der Bundesrepublık? Und W1€e Interaktion statttindet. Wer Beziehungen einem ande-
sehen die Menschenrechte auUs, die miıt diesen Interessen ICcCNM unterhält, mu auch dessen Vorteıl,; dessen Entfal-
1ın Übereinstimmung gebracht werden sollen? Welche tungsinteressen mı1t realisıeren. Jeder, der hungert autf die-
Strategıe, schließlich, steht 1mM internationalen System ZUuUr!r SCT Welt; hat eın Recht gegenüber der Bundesrepublık.
Verfügung, die Menschenrechte, denen sıch die In- eht 65 aber darüber hinaus die Entfaltung seıner Ex1-

harmoniısch verhalten, durchzusetzen? Zn haben die Handelspartner der Bundesrepublık
Um diesen Komplex abzuhandeln, moöchte ıch miıch W1e€e eLwa Brasıilien oder die Lome-Staaten eınen SANZ -
nachst miıt den Menschenrechten beschäftigen, werde s1e deren Anspruch auf Hılte gegenüber der Bundesrepublik
als Exıistenz- un Entfaltungsrechte definı:eren, s$1e ableiten als eın Staat, mıt dem die Bundesrepublik 1L1UI eiınen gerın-
un dimensıonieren. Sodann sollen, zweıtens, die nteres- 40 Austausch pflegt. Das Menschenrecht auf FExıstenz-
sCMH diskutiert un: die These aufgestellt werden, da{ß ın entfaltung ISt eın regionales, eın abgestuftes Recht Damıt
der Bundesrepublık substantıielle Interessen o1bt, die sıch dennoch weltweıt verwirklıcht wırd, 1St Arbeıitsteilung

zwıschen den Industrijestaaten ertorderlich. Wıe weıtaut die Entfaltung der Entwicklungsländer richten. [])Daran
knüpit sıch die Forderung, diese Interessen eıner KOoa- reicht das Recht auf Hılte ZuUur Existenzentfaltung? Wırt-

schafrtlich sıcher bıs dem Punkt, dem eın Entwick-lıtıon verschmelzen, die politisch wırksam wırd. Drıit-
tens möchte ıch zeıgen, dafß Norm un:! Interesse iın der lungsland die Startphase hınter sıch gelassen un eine kon-
Entwicklungspolitik durchaus zusammentallen, un: Z W ar tinumlerliche, zureichend hohe Wachstumsgeschwindigkeit
besonders dann, wenn INa  aD Entwicklungspolitik als poli- erreicht hat Dann die Hılfe einzuschränken 1St sicher
tisches Gesamtıinteresse versteht. Schließlich möchte iıch, lässıg. Um wiıchtiger 1St jedoch, den anderen Ländern,
viertens, Entwicklungspolitik dem Aspekt ihrer un dazu zählen die meısten Entwicklungsländer,
strategischen Möglichkeiten 1Im iınternationalen System wırksamere Hılfe anzubieten. Davon kann, be1 aller Wuür-
begreiten un! als Steuerungsproblem ausweılsen. digung des ın ome Erreichten, keinestalls die Rede se1n.

Verliäßt Ina  D} die wirtschafrtliche Sphäre, wırd das Pro-
blem eher och schwieriger un:! drängender. Dıie Exıstenz-

Das Menschenrecht auf Fxistenzentfal- entfaltung des einzelnen wiırd tundamental auch von

tung der soz1ıalen un polıtischen Ordnung des Landes abhän-
SCH, ın dem ebt Rhodesien un!: Südafrıka veranschau-

Begiınnen WIr also mıt den Menschenrechten. S1e sınd 1ın lıchen das Problem, das sıch, WEeNn auch in ganz anderen
der polıtischen Debatte der etzten eıt eınem Sammedl- Formen, ın vielen Entwicklungsländern tindet.
begriff geworden, der einerseılts weıt über dıe klassısche uch ın diesem polıtıschen Bereich besteht aber, wenn

Detinition der Menschenrechte hınausgeht, andererseıts INan das Menschenrecht auf Existenzentfaltung
aber hıinsıchtliıch seıiner Präzısıon hınter den verschiedenen nımmt, eın Anspruch des einzelnen auf Mithilte der Indu-
polıtischen un wirtschattlichen Forderungen zurück- striestaaten beı der Lösung. Dieser Anspruch 1St insotern
bleibt, die die Vereıinten Natıonen diesem Begriff mıtgege- schwieriger befrieden, als jede Hılte sıch die Re-
ben haben Mır scheıint 65 daher SCHNAUCT, hıer nıcht VO gjerung wendet, mithın Völkerrechtsnormen verletzt und
Menschenrechten sprechen, sondern VO Recht des Wıderstand auslöst. Hıer mussen InNnNOvatıve Strategıen
einzelnen auf Erhaltung un: Entfaltung seıner Exıstenz. konzipiert werden, worauft ıch Schlufß sprechen

kommen werde.Damıt läßt sıch der DESAMLE, polıtische, soz1ıiale unökono-
mische Kontext erfassen, ın dem der Mensch sıch bewegt,
und ZWAaTr nıcht NUur der natiıonale, sondern gerade auch der
internationale. Der Hungertod, der die FExıstenz authebt, wirtscha  ichen Entfaltungsrechte

der Entwicklungsländerze1igt dann auch die Mitbeteiligung der Industriestaaten,
deren Reichtum zweıtellos ausreichen würde, um allen
Menschen mındestens die bare Exıstenz ermöglıchen. Bleiben WIr zunächst beı den wirtschattlichen Enttfal-
Andererseits 1St der Begrifi der Existenzentfaltung eın tungsrechten der Entwicklungsländer. Hıer stellt sıch ın
Kriıterium, das sıch dem Entwicklungsstadıium des betref- CHSLCT Lıinıe die rage ach den Interessen der Industrie-
tenden Landes anpaßt un: dann zeıgt, in welcher taaten Sıe richten sıch auf Rohstoffe, Absatzmärkte,
VWeıse die Entfaltung des einzelnen durch die ınterne Kapıtalexport und Investitionen. Diese Quadriga lag als
Herrschaftts- un: Verteilungsordnung und/oder durch die Interesse schon dem europäıschen Kolonialismus 1mM letz-
Macht- un: Marktstrukturen der Weltwirtschatt behın- ten Drittel des Jahrhunderts zugrunde. Ihre Schatten

lassen sıch aber auch och in den Konventionen VOdert wırd. Das Menschenrecht, seıne FExıstenz erhalten,
gılt, ob InNnan Nnu aus$s (Jottes Schöpfung oder A4US der Jaunde un:! erkennen, Oß noch, WEen auch Nur och

schwach, ın den Abkommen VO ome Sıeht INan SCHAUCISoliıdarıität des humanum ableıtet, universal. Es 1St
das Recht eınes jeden gegenüber jedem. 1)as Recht auf hın, > zeıgt sıch freilich, dafß das eigentliche Problem gal
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nıcht 1n diesen Wırtschaftssektoren, sondern in der darın lungsländer eıne Fülle VO  e Entfaltungsrechten autf der gC-sıch realısıerenden Gewinnverteilung lıegt IDIE Entwick- samten gesellschaftlichen Breıte, während C sıch be] der
lungsländer möchten selbstverständlich Rohstotffte jefern, Bundesrepublik 1Ur Anpassungen oder Gewıiınnmin-
Kapıtal aufnehmen, Industrieprodukte kautften. Das gilt derungen benennbarer Industrieteile handelt. Sıe ürften
durchgängig und fast ohne Rücksicht auf das politische gesamtwirtschaftlich auch deswegen nıcht schwer WwW1e-
und wirtschaftliche 5System des betreffenden Landes. SCH, weıl sıch, jedenfalls 1n der Theorie des busıiness cycle,
Woran den Entwicklungsländern liegt, 1St eın höherer An- die Produktionsstruktur der postindustriellen Gesell-
teıl dem 1in diesem wirtschaftlichen Austausch erzielten schatten OWl1eso verschiebt und damıt Posıtiıonen frei-
Gewinn. Auf den Konterenzen der UNCTAD un: ın den macht, die VO  — den Entwicklungsländern eingenommen
Diskussionen die Neue Weltwirtschaftsordnung geht werden können.

immer 11UT!T darum, die für die Industriestaaten nach w1e Es gibt einen ganz pauschalen Beweıs dafür, daß solche
VOT posıtıve Gewinnverteilung auf diesen Gebieten, CI - Strukturanpassungen nıcht NUur möglıch, sondern auch 1M
ganzt och durch die Abschirmung der Industriemärkte Gesamtınteresse der Wırtschaft geradezu wuünschenswert
VO den Konkurrenzprodukten der Entwicklungsländer, sınd. Die Vereinigten Staaten sınd praktısch seıt den
durchzusetzen der kritisıeren. Es 1St vielleicht über- zwanzıger Jahren davon AauUSSCHANSCH, dafß ıhre
trıeben, aber 1in der Tendenz ohl doch unbestreitbar Wıiırtschafts- un! Handelsinteressen nıcht ıne i-
richtig SaApcCH, daß diese Gewiıinnverteilung die eiıgent- wickelte, sondern ıne entwickelte Welt verlangen. W as
liche Kollision zwıschen den Entfaltungsrechten der Ent- schon Präsıdent Hoover sehr gesehen un: 1n kleıi-
wicklungsländer un: den Interessen der Industriestaaten 11C Ma(ßstab verwirklicht hatte, wurde VO  3 Präsident
enthält. Iruman 1mM Marshall-Plan wıeder aufgenommen: der Bei-

Lrag der Vereinigten Staaten ZuUuUr industriellen Entwicklung
Da sıch diese Kollisıon mıtten 1mM Zentrum des ord- ıhrer Handelspartner. Selbstverständlich ging dieser Pro-
Suüud-Konftliktes befindet, verlangt S$1€e eın SCHNAUCICS UuUSse- ze{ß nıcht ohne Einbußen für einzelne Teile der amerıkanı-
hen Handelt sıch wiırkliıch Interessen der Industrie- schen Industrie VOI sıch, die Gesamtwirtschaft aber hat in
taaten un: nıcht vielmehr solche bestimmter ungeahnter Weıiıse davon profitiert. Wenn doch u aber
Industrien? Damıt sollen deren Interessen nıcht diskrimi- die Vereinigten Staaten ıhre europäısche Konkurrenz nach
nıert, sondern zunächst I11UI imensioniert werden. Selbst 1948 Salber aufgebaut un schließlich gul, auch bıs heute
WEeNnN S1€, W 4s Sal nıcht der Fall ISt. total beschädigt WUur- gut überlebt haben, dürfte die europäısche Industrie,
den, beträte dıes NUuUr einen kleinen Teıl der deutschen In- die doch sehr vie]l schwächere Konkurrenz, die VO  3 den
dustrie, keinestalls die Bundesrepublık als ZC. Nun Entwicklungsländern un: auch dies Eerst eınes fernen 'Ta-
geht C655 aber, W1e erwähnt, Sal nıcht die totale Beschädi- SCS ausgehen könnte, muhelos auffangen. Langfristig 1st
gun dieser Gewinne, sondern maxımal deren die Industrialisierung der Entwicklungsländer die beste
Miınderung. Bısher haben 1ın der Entwicklungshilfe die Interessens?cherung der Industriestaaten.
Geber mehr profitiert als die Empfänger. Dıieses Verhält-
nNıs andern heißt nıcht, den Profit der Geber beseıti- Wıe das nähere Zusehen zeıgt, geht also bei der Kollı-
SCH, heißt höchstens, ıh vermındern. Eın solcher Ge- S10N zwıschen Entfaltungsrechten un Gewıinninteressen

nıcht einen unvermeıdlıchen, unauthebbaren Wıder-wıinnabschlag bei einıgen Teılen der Wırtschaft aßt sıch
1aber doch 1U 1M Ernst nıcht autrechnen gegenüber den spruch, sondern eıne VO einzelnen Industrien durch-
Entfaltungsrechten der Entwicklungsländer. Müssen Ex- gehaltene Anpassungsverweıigerung, die keine strukturelle
portkredite se1n, daß die Entwicklungsländer auUuUs Qualität hat Sıe 1st auch 1m Sınne dieser Fırmen
den Schulden nıcht herauskommen? Müussen Zucker un: kurzfristig. Miıttel- un langfristig 1sSt nıcht erkennen,
ÖOlsaaten in der Bundesrepublık produziert werden, ob- die Rohstoffversorgung der Bundesrepublık ab-
ohl] diese viel besser un! bıllıger VO den Entwicklungs- hängıg seın soll VO der Unterentwicklung der Lieferlän-
ändern bezogen werden un dort Entfaltung schaften der: der wirtschaftliche Wohlstand der Bundes-
könnten? Muflß deutsche Industrie VO  - den über den Ras- bürger angewlesen seın soll darauf, da{fß die Entwicklungs-
S1SmMus vermıiıttelten Nıedriglöhnen in der Republik linder durch die Importpolitik der Europäischen
Südafrıka profitieren ? Brauchen deutsche Fırmen vıel Gemeinschaften un durch die VO den Zahlungsbedin-
Protektion, WwW1e€e ıhnen och ımmer 1n den Kooperatıions- SuNgsCH bewirkten Schuldenlasten daran gehindert WEeI -

vertragen miı1ıt den Mittelmeeranrainern vorbehalten den, entwickelten Handelspartnern werden. Es 1st
bleibt? Müussen die ‚terms of trade der Entwicklungslän- verständlıich, dafß die VO einer Veränderung betroffenen
der sıch ständıg verschlechtern? Industrien tür den Status quO plädieren un lobbyıeren;

dieser Wiıiderstand hat aber keıne gesamtwirtschaftlıche,Strukturanpassungen Im Interesse geschweıge denn ine gesamtgesellschaftliche Qualität. Ich
der esamtwirtschaft 111 miıch noch vorsichtiger ausdrücken: CS muf{fste sehr

eingehend un: detailliert geprült werden, welche Umstel-
Niemand wırd dıe wiırtschafts- un beschäftigungspoliti- lungen un! Gewiınnminderungen 1MmM Einzelfalle eıntreten
schen Probleme verkleinern wollen, die sıch hıinter diesen werden. Es mu{fste auch geprüft werden, ob der Begriff der

Arbeıitsplatzsiıcherung nıcht iın vielen Fällen eın SynonymFragen stellen. Ihre Lösung brächte aber für die Entwick-



RA  Da  {  ®  BA L ‘ u
L

553Entwicklungen
für Sıcherung der Gewinnhöhe 1St Projektionen, och- Vorrang gewaltfreier Beziehungen
rechnungen sınd erforderlich, die in Szenarı0s die Kosten
un die Vorteile künftiger Welten gegenüberstellen. Eın solches politisch-taktisches Konzept 1st
Könnte nıcht Europa, beispielsweise, VO  3 einem ındu- wiıchtiger, als N bei den Interessen, die ecs 1m ual mıiıt den
strialisıerten Afrıka in der gleichen Weıse profitieren WwW1€e Menschenrechten sıchern gilt, keinestalls un nıcht
die Vereinigten Staaten VO dem industriell erholten Eu- eiınmal ın erstier Lıinıe wırtschafttliche Interessen geht
ropa? Wıe ımmer das Ergebnıis solcher Berechnungen AauS$Ss- Wıe jeder Verteilungskonftlikt, 1St auch der Nord-Süd-
tallen wiırd, dürfte miıt Sıcherheit zeıgen, dafß die Entfal- Konflıikt eın polıtischer Kontftlıkt, der O2 die Perspektive
tungsrechte der Entwicklungsländer die Gewıinninteres- offener, direkter Gewaltanwendung enthält. In den Ver-
SCHl der Wıiırtschaft der Bundesrepublık ın ganz er- einten Natıonen hat sıch längst eıne polıtische Koalition
schiedlicher Weıse berühren. Investitionsgüter- un! Kre- dıe westlichen Industriestaaten gebildet. Mozambıi-
ditindustrie, der Handel werden mıt Sicherheit pOSItLV da- QquC un: Angola geben eiınen Vorgeschmack dessen, W 4as

Von betroffen werden, desgleichen die gewerkschaftlichen 1imM Falle Rhodesiens un! Südafrıkas auch auf uns zukom-
Interessen. Arbeitsintensive Produktionen geringerer iInen kann. W as die palästınensischen Befreiungsorganisa-
Technologisierung werden dagegen Konkurrenz- tiıonen VOT einıger eıt ZUgUNsteEN ıhrer Unabhängigkeıit
druck kommen. Fur dıe rohstottverarbeitende Industrie einsetzten, kann sıch durchaus auch als Pressionsinstru-
mülfete CS geradezu ZUuUfr ökonomischen Rationalıtätwerden, mMent denen empfehlen, denen die Entfaltung ıhrer
die Entfaltungsinteressen der Lieterantenländer voll Exıstenz weıterhın unnötıg versagt wırd. Anders auSgC-
befriedigen, weıl s1ie 1Ur annnmıtder Kontinultätder Liete- drückt: Wenn sıch der Verteilungskonftlikt zuspiltzt, WEeI-

IuNsCh rechnen ann Vielleicht 1St CS nıcht übertrieben den politische Stabilität un eventuell der Friede gC-
Sapch, dafß der oröfßste Teil der deutschen Industrie von eıner ährdet. Das aber sınd Nun wirklich bundesrepublikanı-
Entfaltung der Entwicklungsländer POSI1tLV betroffen WeI - sche Interessen 1mM umfassenden Sınn; sınd die
den würde Nıcht uUumsOonst wiırd gegenwärtig die Forde- Interessen aller Bundesbürger. S1e erst dann perzıplie-
I1ung erhoben, mıt verstärkter Entwicklungshilfe auf die reN, WECNN S1e beeinträchtigt worden sınd, ware das platte
Arbeıitslosigkeit in der Bundesrepublık einzuwirken. Gegenteıil der Vorhersicht, die nach eiınem bekannten

Wort der Inbegriff VO Polıtik 1St
Mıt wenıgen Strichen angedeutet, Zzeichnet sıch hıier die Interessensicherung in der Entwicklungspolitik verlangt
Kräftekonstellation ab, deren Interessen die 1mM Zeichen daher ın erster Linıie, das Interesse der Bundesrepublıik 1mM
VO  3 Solidarıität un soz1ıaler Gerechtigkeit geführte Ent- Sınne des Wortes friedlichen, gewaltfreien Beziehungen
wicklungspolitik voranbrıngen könnten. Diese Koalıtion verwirklıichen. (Gsemessen daran, verliert jedes ökono-

erkennen, aktivieren un! gegebenenfalls vergrö- miısche Teilinteresse Gewicht. Was bedeuten schließlich
Kern treilich eın Verständnis VO'  _ Entwicklungspoli- die Kosten indizierter Rohstoffpreise oder eınes integrier-
tik OFraus, das die ethisch-politische Zielsetzung nıcht be- ten Rohstoffonds die Wiederaufnahme VO Flug-
zıehungslos VOT den Katalog VO FEinzelmafßnahmen zeugentführungen oder auch 1U den Lieterboykott, Ww1e
placıert, sondern beıide 1n einem politischen Konzept VeCI - CT im Herbst 19/3 VO  3 den OPE  -Staaten veranstaltet
schmuilzt, das eben auch eıne taktiısche Komponente at, wurde? Kürzlich hat die Europäische Gemeinschaft die
durchgesetzt werden annn Entwicklungspolitik OrIt Lieferbegrenzung be1 Fertigwaren für die armsten der
dann auf, NUur als Wohltätigkeitsarabeske begritfen Entwicklungsländer aufgehoben. Wieviel politischer
werden, die ausschließlich VO Goodwill gemalt wırd un Konftlikt hätte vermieden, wiıevıel] Kooperationsbereit-
jeden Widerstand umgeht. S1e zeıgt sıch annn als as, W 2a5 schaftt erworben werden können, WEeNnNn diese Konzession
S1e doch ohl realiter ist: eın großes, ın der Zukunft ber- Jahre vorher gekommen ware” Wıe wen1g hätte S$1€e geko-
oroßes Interesse der Bundesrepublik, tür dessen Durch- STtetr Welches politische Ressentiment haben die egen-
SELIZUNgG eıne Koalıition gebildet werden mu{ß präterenzen angesammelt, die die Europäische Gemeıun-
Es z1bt diese Interessenkoalıtion, un s1e umtafßt mehr als schaft, also auch die Bundesrepublık, den Maghreb-Staa-
die eben angedeuteten Posıtionen. Es g1bt viele gesell- ten bıs 1976 dafür abverlangt haben, dafß S1e (immerhın
schaftliche Kräfte, die tür diese Koalıtion nıcht eiınmal nur) 50—/70 o ıhrer Agrarprodukte treı iın die Europäische
mehr aktıviert werden mussen, weıl s1e schon längst aktı- Gemeinschatt exportieren konnten. Die adurch befrie-
viert sınd. Es wırd mır erlaubt se1ın, hıer ganz besonders digten partiellen Wirtschaftsinteressen sınd bei aller ıhrer
auf die beiden großen christlıchen Kırchen hınzuweısen, Würdigung den politischen Schaden nıcht WEeTrT, den S1eEe
deren gemeınsame Konterenz tür Entwicklungsfragen gCc- verursachen und der die Bundesrepublik als SaAaNZC, also

jeden Bundesbürger trittt. FEın etztes Paradebeıispiel fürradezu als Impulsgeber verstanden werden kann. Ich CI-

wähne die zahlreichen Jugendverbände, dıe sıch für die diese Relation sınd die deutschen Investitionen in der RKe-
Dritte Welt einsetzen; ıch ın auch die Studenten. Die publik Südafrıka. Sıe sınd wirtschafrtlich gewil5 ohnend für
Koalıtion, miıt deren Hılfe eıne glaubwürdige Entwick- Jjenen kleinen Teil der deutschen Fırmen. Ihren Gewıinn
lungspolitik polıitisch durchgesetzt werden könnte, aber bezahlt die gESsAMTE Bundesrepublık mıt der zuneh-
scheint mır also durchaus vorhanden se1in. W as fehlt, menden politischen Entfremdung des Schwarzen Afrıkas.
1st das polıtische Konzept, mıiıt der S1Ce seıtens der Parteıen Das 1st kurzfristig WwW1e€e langfristig ıne unhaltbare Gewıinn-
und der Fxekutive wirksam gemacht werden kann. un Verlustabrechnung.
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Auslands beeintlussen lassen. Es 1St selbstvefständlichDer Interessebegriff dart also keinestfalls aut den ökono-

mıschen Bereich verkürzt werden. Das polıtische Interesse nıcht auf die Entwicklungsländer beschränkt, sondern
geht dem ökonomischen VOlI, schliefßt ein. Damıt VCI- stellt eın allgemeines Problem ın eiınem Zeıtalter dar, ın
bietet sıch auch die och ımmer vorherrschende, ohl dem sıch Konflikte sehr häufig der sozlopolıtıschen
och AUS$S dem Manchester-Liberalismus stammende Auft- Struktur der Staaten testmachen. Dıie Menschenrechte ın
fassung, Polıitik un: Wıirtschaft seıen ın den Außenbezie- den Entwicklungsländern bilden 11Ur eınen Unterftall die-
hungen gELTENNTE Bereiche un! demzufolge voneınander SCI allgemeınen strategıschen Autgabe, deren Lösung ohl
unabhängıg. Wirtschaftliche Entscheidungen sınd, selbst- nıchts wenıger als eıne iInnOvatıve Revolution der Diplo-
verständlıich, ımmer polıtische Entscheidungen. Das matıe verlangt.
außenwirtschafttliche Verhalten eutscher Industrien mu Der Untertall stellt sıch vergleichsweıse eintach dar, denn
ebenso VO der deutschen Polıitiık verantworftfet werden w1e dıe Entwicklungsländer sınd, als schwächere, abhängig.
die handelspolıtischen un: wirtschaftspolitischen Ver- Sıe mussen Ja auch, W 4S ıhre Wırtschaftsstruktur un die
trage, die S1e selbst schließt. Unter dieser Perspektive Wll"d Verwendung VO Krediten un Zuwendungen anlangt,
der Blick trei tür die polıitische Dımension des Entwick- beträchtliche Auflagen hinnehmen. Der Gedanke lıegt
lungsproblems. Es wırd miıt richtiger Übertreibung die nahe, ıhnen auch hinsıchtlich des Herrschaftssystems
zıale rage des 20. Jahrhunderts geNaANNT. Welche polıitı- Ahnliches aufzuerlegen.
schen Folgen die soz1ıale rage des 19. Jahrhunderts Dem stehen jedoch Z7Wel Hındernisse Einmal
gebracht hat; VOT allem die ausgebliebene oder verspatete der Begriff der Intervention, der die Einmischung ın die
Antwort, zeıigt der Blıck ber die Landkarte der Welt Ge- ınneren Angelegenheıten sOoOuveraner Staaten verbietet.
rade die Analogie macht klar, daß das Entwicklungspro- Z7weıtens die richtige Zurückhaltung der Europäer, iıhre
blem politisch un erst In Abhängigkeıt davon WIFrt- politischen Lebenstormen den Entwicklungsländern als
schafrtlich 1st ÖOkonomische Interessen, zumal WeNnN S1€ Modell anzubieten, geschweıge denn oktroyıe-
och partieller Gröfßenordnung sınd, dürtten nıcht 1M K Beide Einwände sınd richtig, verlangen jedoch eıne
Wege stehen, wenn CS sıch darum handelt, polıtische Ge- Qualifizierung.
samtınteressen der Bundesrepublık verwirkliıchen. Sıe Natürlich 2nnn sıch nıcht darum handeln, europäische
ertordern zweıtellos die Herstellung einer regionalısıerten Herrschaftssysteme 7zu transterieren. Dıies ware nıcht Nur

VWelt, die den gewaltsamen Kontliktaustrag vermeıdet un! imperialıstisch 1m klassıschen Sınn, ware auch dystunk-
dessen die Kooperatıon praktızıert. Dıieses Interesse tional. Die Alternatıve dazu annn aber doch nıcht lauten,

mMu 7zuallererst gesichert werden, weıl die Vorausset- gar nıchts C(un, weıl davon dıe Menschenrechte nıcht
ZUNS für alle anderen Interessensiıcherungen, auch die der profitieren. Das diesem Kongrefß vorgelegte emoran-
Wirtschaft enthält. So gewendet, hängt die Entfaltung aller dum NT: Nord-Süd-Polıitik geht schon eınen chriıtt wel-
Bundesbürger davon ab, dafß die Konfliktaustragsmuster tET, WEeNnNn ordert, bevorzugt Regierungen unterstut-
zunehmend gewaltfrei werden. der anders formuliert: ZCN, die die Vorteıile der Zusammenarbeıit die DESAMLE
Dıie Entfaltungsinteressen der Bundesbürger sınd daran Bevölkerung un nıcht schmale Elitesegmente weıter-
gebunden, daß die Entfaltungsinteressen der Drıitten Welt geben. Gebraucht wırd 1aber doch mehr: gebraucht werden
ertüllt werden. afür 07 des Bruttosoz1ialprodukts komplette Entwicklungsmodelle, die die Fortschritte auf
öffentlich vergebenden Miıtteln aufzuwenden 1ST sıcher den Sektoren Wırtschalit, Gesellschaft un! Herrschaft ein-
nıcht Eıgene Interessensicherung un! die Rechte ander 7zuordnen un:! über eıt tortschreiben. Solche Mo-

delle tehlen. Sie mußten entwickelt un! könnten dann alsanderer Menschen bedingen sıch in der Entwicklungspoli-
tik gegenseılt1g un sınd Nnu  I gemeinsam verwirklichen. unverbindliche Orientierungsangebote für die 1mM Ent-
Hıer wırd deutlıch, da{fß zwıschen Ideal] un: Interesse wicklungsprozefß stehenden Länder dienen, falls s1€e davon

Gebrauch machen wollen Sıe waren als Ofterten VOEI -eın unauthebbarer Wiıderspruch klafft. W as die Norm
vorschreıbt, wırd VO der Interessenanalyse bestätigt. Die stehen, als wırklıche Hılfsarbeıiten, die bestimmte, AaUusS$ der

Erfahrung un! der Kenntnıiıs der Industriestaaten SLAam-Vermittlung der soz1ıalen Gerechtigkeıit aus Gründen der
Solıdarıtät 1St die beste Sıcherung der poliıtischen un WIrt- mende Zusammenhänge funktionaler Art zwıschen den
schaftlichen Interessen der Bundesrepublık. wiırtschaftliıchen, polıtıschen un soz1ıalen Sektoren ın ıh-

ETr Entwicklung herstellen. Damlıt s1e den gesicherten
rad VO Unverbindlichkeit erhalten, mußten solche Mo-

Die gesamtstrategische Aufgabe delle über die Vereiınten Natıonen vermuittelt oder
vielleicht ın ıhrem Rahmen erarbeıtet werden. Der

Freıilich 1St VOI den Ertfolg einer solchen polıtischen Ent- Multilateralismus 1ST die beste Sıcherung den Vor-
wicklungspolıtik der Filter des Empfängerlandes DESEIZL, wurtf des Imperialısmus.
seine sozıale, wirtschaftliche un:! herrschaftliche Struktur.
Dıie Menschenrechte ın den Entwicklungsländern mussen Gleichzeıitig dienen solche Modelle aber auch den Gebern
nıcht 11UI die Industriestaaten, sondern Zzumeıst auch dazu, die eigenen Entwicklungshilfemaßnahmen unktio-

die ınternen Elıten durchgesetzt werden. Hıer stellt nal richtig placıeren un: s1€e evaluıeren. Jedes Projekt
sıch das vorhın schon angesprochene sehr schwierige Pro- greift doch in die Infrastruktur eın, also auch ın die sSOZ1A-
blem der Strategıe, mıt der sıch ınterne Strukturen des len un: herrschafttlichen Strukturen. Das Projekt bleibt
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blind, solange ec5 keine Vorstellung VO seınen Struktur- wiırd sıch Auflagen wehren. Es alst ökonomische
wirkungen besıitzt. Sıe sıchtbar und kritiktähig machen Interventionen hingehen, weıl s1e die Machtverteilung
ware also die Z7weıte Leistung solcher Modelle. Der Hın- nıcht verändern, jedenfalls nıcht sotort. Im polıtischen Be-
WEeIS auf das Interventionsverbot 1st damıt schon strecken- reich 1aber wırd das politische System Wıderstand eisten.
welse relatıviert worden. Entwicklungspolitik mıiıscht sıch Er darf keinestalls gewaltsam gebrochen werden, wobel
zwangsläufig in die iınneren Angelegenheıten des Empfän- Gewalt auch schon die Versagung VO  - Hılfe ın Nottäl-

len zahlen ware. (In Parenthese lassen S1e miıch erwäh-gErSTAALES ein, ;elbst dann, wenn die Hiılfsmuittel W 45

wunschen ware vollständıg multilateral vergeben WCOCI- NCI, da{fß der Begriff der Gewalt un der Gewaltfreiheit
den Wenn aber Entwicklungspolitik Einmischung 1im internatiıonalen 5System drıngend diskussionsbedürftig
bedeutet, soll dann tür den herrschattlichen Be- ist.) Wohl aber können, W1e c5 auch gefordert wiırd, Ent-
reich nıcht akzeptiert werden, W as 1m ökonomiıschen ot- wicklungsprojekte abgesagt oder verringert werden, wenn

tenbar ohne weıteres hingenommen wırd? Die Vereinigten nıcht sichergestellt ISt, dafß S$1E ZUuUr Exıistenzentfaltung aller
Staaten haben das anfangs der sechziger Jahre versucht, Menschen 1m Empfängerland beitragen. iıne solche NCSA-
als sS1e die Hılfsmittel der Allıanz tür den Fortschriutt in t1ve Sanktıon 1Ist zulässıg, vielleicht auch wırksam. Besser
Lateinamerıika die Bodenretorm banden. Dıie US ware CS jedoch, Strategıen ersinnen, dıe gerade einen

solchen Staat veranlassen könnten, Retormen Zzuzustiım-blieben erfolglos, aber der Versuch 1St interessant. Ent-
wicklungspolitik könnte durchaus die Forderung ach be- E Wer die Menschenrechte Öördern wıll; F sıch DC-
stımmten, treilich NUur tunktional, nıcht spezıtısch detfi- rade den Staaten zuwenden, dıe S$1e ıhren Burgern a-

nıerten Reformen 1mM politıischen un Herrschattsbereich SCH Entwicklungspolitik könnte 1er miıt Anreızen
mıiıt sıch tragen, damıt die Menschenrechte VOTAaNZUu- arbeıten, mıiıt großzügıgen Hıltsofferten für zunächst NUur

bringen. kleine Retformen. Es 1STt wahrscheinlich effektiver, Wohl-
verhalten anzureızen un!: belohnen, als Fehlverhalten

bestraten.Miıt eiınem solchen Vorschlag mMUu 11a  ; außerordentlich
behutsam umgehen. Dıie Nıcht-Intervention W al bısher
eıne der wırksamsten Schutzvorrichtungen des ınternatı1o0-
nalen Systems. Sıe darf nıcht aufgegeben werden. Ledig- Die Glaubwürdigkeiıt der
ıch Qualifizierungen lassen sıch denken. So raumt nam- Fntwicklun spolit!
ıch beispielsweıse der Verzicht auf iıne Reform-Auflage
1imM polıtischen Bereich den Interventionseinwand keines- Dıie entwicklungspolitische Strategıe ann aber auch Um-
WCBS 4aUus Wıe WIr wıissen, intervenıert auch die bedin- WCSC gehen, kann die Nachbarn eınes Problemstaates be-
gungslose Mittelvergabe, un Z W alr ZuUugunsten des Status sonders großzügıg mıt Vorteıilen AUuUSSTLaiten un damıt e1-
qUuUO Sıe verfestigt un: stärkt ıh Intervenıert wırd also 91401 Fortschrittssog erzıelen, dem sıch der Nachbar auf
in jedem Fall; der Unterschied esteht ledigliıch iın der Dauer nıcht entziehen kann. Entwicklungspolitik wırd
Rıchtung der Intervention. 1er Z Systemsteuerung 1M internationalen System un
Hıer trıtt eiıne Zewlsse Obsoleszenz des Interventionsbe- mu{lß sıch demzufolge auf komplizıierte un: langwierige

Prozesse einrichten. Entscheidend Ist; dafß s1e bewußfßt inoriffes ZULaßC, die 1er nıcht ausdıskutiert, sondern NUur

gedeutet werden ann Im Zeıtalter der Interdependenz Angriff2werden. Entwicklungspolitik darf —_

miıscht sıch jede Interaktiıon in die ınternen Zustände der der als Gießkanne noch als Füllhorn, sondern mu A4US-

Partner e1ın, verändert un beeinflußt sS1e uch wenn die schließlich als Rıchtstrahler verstanden werden, der auf die
deutsche Industrie nıcht haben wiıll, intervenıert ıhre Entfaltungsrechte der Menschen ın den Entwicklungslän-

dern zielt.Investition in Südafrıka zweıtellos ZUgUNSTICN der part-
heid, solange S1e deren Regeln mıt vollzieht. Selbst WE Im Zeichen dieser Forderung mu{fß auch die ın den Ent-
eine Interaktion unterbliebe, tindet eıne Intervention wicklungsländern investierende un mıt ıhnen Handel
Wer beispielsweıse Hılte für Hungernde unterläfst, ob- treibende Industrıe gesehen werden. Sıe regulıeren,
ohl Er s1€e eısten könnte, intervenıert 7zweıtellos SuN- kann 1119  —_ nıcht alleın den Entwicklungsländern überlas-
sten des Hungertodes. Daraus dart nNnu  . nıcht ine bedin- SCI1, weıl S1€e dazu vielfach schwach sınd. Deswegen
gungslose Bejahung der Intervention jeglichen Typs mussen die Industriestaaten dafür SOTSCH, da{fß hre Wırt-
abgeleitet werden. Das inhaltlıche Charakteristikum der schaft nıcht ın den Entwicklungsländern praktıziert, W as

Intervention lıegt ıhrer Gewaltsamkeıt; s1€e mufßs ın den Industriestaaten so7z1a] längst unmöglıch gemacht
allen Umständen vermieden werden. Wenn ıhre Gewalt- worden 1st Reguliıerung kann verschiedene Formen
treiheit jedoch gegeben st, aflßst sıch die Intervention nehmen. In den Vereinigten Staaten 1sSt vorgeschlagen

worden, amerikanısche Fırmen, die das südafrıkanıschedurchaus auch polıtisch richten. ‚ Entwicklungspolitik
heißt Ja gerade, keine Interaktıon blind oder eLtIwa ent- Apartheidssystem mıttragen, VO  w Staatsaufträgen un:

Bürgschaften auszunehmen. Es leßen sıch aber siıcherlichWicklungswidrig lassen, vielmehr jede orlıentieren
auf das Ziel der Erhaltung un! der Entfaltung der Fxıstenz auch gesetzlıche Regelungen treffen, die verhindern, dafß

wirtschattliche Aktıivıtäiten deutscher Fırmen 1m Auslandder Empfänger.
ehr Schwierigkeıiten Béreitet schon die Forderung nach Folgen haben, die den polıtischen Interessen der Bundes-
der Gewaltfreiheit. Das politische System des Empfängers republık zuwiderlauten.
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Die Glaubwürdigkeit der Entwicklungspolitik, aßt Entfaltungsinteressen der Bundesbürger. Sie MUuU: ach-
sıch abschließend SapcCHh, hängt also davon ab, da{fß S1€ sıch weısen, daß die Norm ım Interesse aller lıegt, un s$1e mu

autf diese Weıse bewirken, daß S$1e realısıert wiırd. Entwick-als Interessenpolıitik versteht, als Realpolitik, den klas-
sıschen deutschen Begriff verwenden. Sıe mu den Be- lungspolitik versteht sıch dann als Bestandteil eiıner
oriff des Interesses erweıtern un! qualifizieren, damıt Außenpolıitik, die demokratisch 1St nıcht 1Ur 1n der Anlage
sıchtbar wırd, daß Entwicklungspolitik eın polıtisches und ıhrer Entscheidungsprozesse, sondern auch un gerade ın
wirtschaftliches Gesamtinteresse darstellt. Sıe mu sıcht- der Verteilung der 1n ıhr vermıiıttelten Werte. Darın hegt
bar machen, daß, die Entfaltungsrechte der Drıitten Welt ıhre Glaubwürdigkeıit un: also auch ihre Chance.

berücksichtigen ıdentisch 1St mıt der Förderung der Ernst-Otto Czembpiel

Interview

Was siınd die Grundlagen christlich-demo -
kratischer OlId
fespräc miıt Richard von Weizsäcker

TDe Diskussion ınnerhalb der CDU über die Ausarbeitung lıerung VO Grundsätzen machen die meistén Schwier1g-
e1ines Grundsatzprogramms fällt miıtten In die öffentliche keıten diejenıgen, dıe der Meınung sınd, eine parteıunterne
Auseinandersetzung uüber die Grundwerte als Ausgangs- Auseinandersetzung ber eın Grundsatzprogramm beeıin-
UN Bezugspunkt sıttlich-politischen Handelns. ber die- trächtige die Mehrheıitstähigkeıt. Dagegen o1bt 65 wenıger
sen Zusammenhang UunN über die Gewichtung der Grund- Hemmunıiısse be1 denen, die gegensätzlıche Interessen un

ınnerhalb der UJnıon sprachen IDLV miıt dem stellver- Standpunkte iınnerhalb der Parte1ı vertireten un! ıhre
tretenden Vorsitzenden der:- CDUIC. Bundestagsfrak- Klärung bemuht sınd.
t10Nn UN Vorsitzenden der Programmkommission, Dr Rı-
chard DO  _ Weizsäcker. Im Mittelpunkt des Interviewssteht FEın entscheidender Vorwurt geht dahın, die Pro-
dabe: dıe Frage ach dem Menschen-, Gesellschafts- un grammdiskussion mache die Gegensätze innerhalb der
Staatsbild bei der Unıo0n UN dıe Rolle des Christlichen für Parteı Nur sıchtbar, werde s1e aber nıcht klären...
seine Begründung unN für dıe politische Praxıs der Parte:
nach außen UN nach ınnen. Die Fragenstellte Seeber. VWonNn Wa LOr Diesen Vorwurf mussen WIr sehr

nehmen. Eın Grundsatzprogramm lohnt sıch iın der Tat
DUr dann, wenn WIr unterschiedliche Standpunkte klären.

Herr VO eizsäcker, die Unıion bzw die CD  S Der Weg dorthin 1St aber iın Angriff SCHOMMCNH, w1e mır
scheint nıcht Nur besonders schwer haben, gC- scheınt, beı Aussıcht auf Erfolg
meınsamer Aktıiıon in konkreten politischen Tagesauf-
gaben kommen ; sS1e Lut sıch auch schwer, ıhre Politik

„Pragmatische el doch nıcgrundsätzlıch tormulieren. Dıies zeıgt A die bisherige
Diskussion ZU Entwurt eines- Grundsatzprogramms. auf achdenken und Grundlagen Vel-

Steckt dahıinter nıcht dıe och grundlegendere Schwier1g- zichten  44
eıt für die CDU, überhaupt eıne Parteı, also mehr seın
als eın Wahlverein VO  e wiıdersprüchlıch artiıkulierten In- Konsens 1in den Grundsätzen 1St aber Voraussetzung
teressen ” dafür, daß eıne Parte1ı mehr 1St als eıne mehr schlechte als

rechte Ausbalancıerung VO  3 polıtischen un: auch vorpolı-
tischen Interessen.UVon Weizsäcker: iıne große Parteı hat das berechtigte un

gut demokratische Bestreben, durch Wahlkämpfte die
VDn Weizsäcker: Die Union 1St ın der Tat mehr. SoweıtMehrheıit erringen. Rıchtig Ist, dafß S1e dabei ımmer

wıeder 1ın die Getahr geraten ann, sıch selbst als bloße be1 der grundsatzpolitischen Diskussıion Gegensätzlıch-
Wahlkampforganisation mıßzuverstehen. Be1 der Formu- keıten hervortreten, sollte iNnan sıch darüber 1M klaren se1n,


